
 
An die 
Präsidentin des Nationalrates 
Doris Bures 
Parlament 
1017 Wien 
 
 
 

Wien, am    10. Februar 2015 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

 

 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Scherak, Kolleginnen und Kollegen haben am  
11. Dezember 2014 unter der Nr. 3305/J an mich eine schriftliche parlamentarische Anfrage 

betreffend Umsetzung des Regierungsprogramms im Bereich Moderner Staat gerichtet. 

 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 
 

 
Zu den Fragen 1 bis 8: 
Dazu darf ich mitteilen, dass die Österreichische Post AG und auch die A1 Telekom Austria AG 

börsenotierende Unternehmen sind und sowohl personelle als auch wirtschaftliche 

Entscheidungen in eigener Verantwortung zu treffen haben. 

 

Weiters darf ich festhalten, dass die Eigentumsanteile des Staates an der  

Österreichischen Post AG und der A1 Telekom Austria AG unmittelbar von der ÖIAG und daher 

mittelbar vom  Bundesminister für Finanzen verwaltet werden. 

 

Dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie kommen daher auch keine 

Kompetenzen hinsichtlich der Eigentümerfunktion zu. 
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Bei den Fragestellungen zur ÖBB handelt es sich grundsätzlich um solche, die in die operative 

Verantwortung des Unternehmens fallen. Nach Kontaktaufnahme mit diesem darf ich zu den 

Fragestellungen folgende Informationen von Seiten der ÖBB geben:  

Grundsätzlich gibt es im ÖBB-Konzern kein „Überstandspersonal“. Der Personalstand wurde in 

den letzten Jahren bereits auf unter 40.000 gesenkt. Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben 

im Wege der internen Berufsbörse die Möglichkeit, konzernweit eine adäquate Tätigkeit in den 

Gesellschaften des ÖBB-Konzerns auszuüben. 

Für ältere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stehen weiteres im Rahmen des Programms  

„Arbeit & Alter“ Teilzeitlösungen zur Verfügung, die es ihnen ermöglichen, länger gesund und 

leistungsfähig im Erwerbsleben zu verbleiben. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 

krankheitsbedingt länger an der Ausübung ihrer Tätigkeit verhindert waren, werden durch die 

Maßnahmen der „Betrieblichen Wiedereingliederung“ in den Erwerbsprozess integriert. 

 
 
 

Alois Stöger 
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